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Gemeinsame Stellungnahme von Passivhaus Institut, IG 
Passivhaus, Fachverband Luftdichtheit im Bauwesen, IZN 
Friedrichsdorf, proKlima und Pro Passivhaus zum Gesetz-
entwurf der Bundesregierung vom 28.5.2019: Gesetz zur 
Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude – 
Gebäudeenergiegesetz (GEG)  
 
Wir begrüßen die anhaltenden Bemühungen der Bundesregierung, den Vorgaben 
der europäischen Gebäuderichtlinie näher zu kommen und dabei einen Ausgleich 
zwischen den zahlreichen Interessengruppen zu finden. Wir regen an, diesen Aus-
gleich auch mit den Interessen der kommenden Generationen zu suchen, die in Zu-
kunft noch auf diesem Planeten leben wollen. Seit dem letzten GEG Entwurf vor 
mehr als 2 Jahren wurde der Handlungsbedarf immer deutlicher: die Sommer wer-
den heißer und trockener, die Treibhausgas-Emissionen steigen weiter, täglich hören 
wir Meldungen über immer schneller schmelzende Gletscher und vom Klimawandel 
bedrohte Arten. Der IPCC publizierte weitere Berichten und Handlungsempfehlun-
gen, neue Modellrechnungen deuten darauf hin, dass bedrohliche Kipppunkte noch 
viel schneller erreicht werden könnten als bisher vermutet, und Schüler gehen auf die 
Straße, um für ihre Zukunft zu demonstrieren.  
Die alarmierende Dringlichkeit eines wirkungsvollen Klimaschutzes spiegelt sich im 
GEG Entwurf nicht wieder. Er ist weitgehend identisch mit dem alten Entwurf vom Ja-
nuar 2017, so dass wir die damalige Stellungnahme des Passivhaus Instituts hier un-
verändert anfügen, lediglich die neuen Bezüge wurden ergänzt. 
Bei den öffentlichen Gebäuden, die Vorbild sein sollten, fällt die neue Fassung sogar 
deutlich hinter die damalige Fassung zurück; es gelten für diese nun weiterhin nur 
dieselben Anforderungen wie für andere Gebäude, nämlich die derzeit (seit 1.1.2016) 
gültigen. 
Das Problem, wenn nicht endlich entschieden gehandelt wird: Gebäude haben lange 
Erneuerungszyklen. Neubauten, die nicht zukunftsfähig sind, werden noch weitere 
30-50 Jahre viel zu viel Energie verbrauchen. Klimaneutralität ist mit solchen Stan-
dards auch dann noch nicht möglich. Das betrifft nicht nur Neubauten, sondern auch 
Altbauten, bei denen die Gelegenheit einer Sanierung nicht oder nur unzureichend 
dazu genutzt wird, sie auch energieeffizient zu machen. Dabei können auch die 
meisten Altbauten heute ohne große Mehrkosten auf nachhaltigen Standard ge-
bracht werden; trotz der großen Bedeutung des Gebäudebestands enthält der Ent-
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wurf des GEG praktisch gar keine steuernden Vorgaben. Wenn wir in 30 Jahren kli-
maneutral werden wollen, dann muss schnellstens auf Erneuerbare umgestellt wer-
den – und damit dies auch effektiv und kostengünstig umgesetzt werden kann, 
braucht es echte Effizienz, die Reduktion des Bedarfs; dies vor allem im Winter, 
wenn wenig erneuerbare Energie direkt zur Verfügung steht. Diese Einsparung zahlt 
sich sowohl energetisch als auch ökonomisch besonders aus, weil die saisonale 
Speicherung sehr aufwändig und teuer ist. Auch das wird durch das im Entwurf des 
GEG verankerte Nachweis- und Berechnungsverfahren nicht abgebildet. 
 
Wir sind zuversichtlich, dass eine Nachfolgeregelung den drängenden Erfordernissen 
Rechnung tragen wird.  
 
Bis dahin wäre es aber sinnvoll und notwendig, vorhandene hochenergieeffiziente 
Gebäudekonzepte wirksam zu unterstützen, und zumindest als Alternative zuzulas-
sen – und damit wichtige Signale für Investitionen zu geben. Schließlich wissen wir 
schon lange, wie man zu zukunftsfähigen Gebäuden kommt. Passivhäuser machen 
es seit 1991 vor. Die Techniken sind marktverfügbar und können von zahlreichen 
ausgebildeten Planern und Handwerkern kompetent und wirtschaftlich umgesetzt 
werden. Das Prinzip ist: gute Planung und Ersatz von ohnehin vorhandenen Kompo-
nenten durch bessere – anstelle teurer Zusatzmaßnahmen zur CO2 Reduktion. Diese 
wirtschaftlichen Effizienzmaßnahmen verursachen gar keine oder sogar negative 
CO2-Kosten – eine ungeheure Chance sowohl für den Klimaschutz als auch für die 
wirtschaftliche Entwicklung. 
 
Als Sofortmaßnahme schlagen wir daher vor, alternative und vor allem transpa-
rente und zuverlässige Berechnungs- und Nachweisverfahren wie das PHPP zu 
erlauben. Dies kann mit einer erweiterten Öffnungsklausel in § 33 umgesetzt 
werden. Auch der Innovationsparagraph § 102 sollte diese Alternativen aus-
drücklich nennen und als geeignete Verfahren zulassen. Außerdem sollten Ge-
bäude mit vorhandenem Passivhausnachweis in § 31 zusätzlich aufgeführt 
werden, so dass die Anforderungen des GEG nach § 10 Absatz 2 im Rahmen 
des vereinfachten Nachweisverfahrens als erfüllt gelten. 
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Es folgt die auch für den aktuellen Entwurf des GEG immer noch gültige, unverän-
derte Stellungnahme des Passivhaus Instituts zum Referentenentwurf vom 8. Januar 
2017, ergänzt um die aktuellen Bezüge alt (neu). 

 
Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMWi und 
BMUB: Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nut-
zung Erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeu-
gung in Gebäuden – Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

1 Zielsetzungen und Anforderungsniveau 

Wir begrüßen, dass von der Bundesregierung ein Entwurf vorgelegt wird, der sich aus-
drücklich an den Zielen des Klimaschutzes und der Energiewende mit einem „nahezu 
klimaneutralen Gebäudebestand“ orientiert. Mit dem Energiegesetz soll auch die Eu-
ropäische Gebäuderichtlinie (Energy performance of buildings directive) umgesetzt 
werden („A. Problem und Ziel“).  

Der Entwurf der Bundesregierung wird allerdings diesen Zielen nicht gerecht. Die ent-
scheidenden Potentiale der Effizienzverbesserung bei Neubauten werden nicht ge-
nutzt, stattdessen bleiben die Effizienz-Anforderungen an Gebäudehülle und Gebäu-
detechnik ein weiteres Mal fast unverändert auf einem mittelmäßigen Niveau. Es ent-
steht dadurch gerade bei Neubauten ein nicht verantwortbarer Lock-in-Effekt. 

Wie eine wirklich energieeffiziente Lösung bei Neubauten aussehen kann, zeigen seit 
mehr als zwei Jahrzehnten erfolgreich die auf freiwilliger Basis umgesetzten Pas-
sivhäuser. Diese erzielen, nachgewiesen durch Feldmessungen in der Praxis, gegen-
über dem Entwurf der Regierung bei der Heizwärme Einsparungen von einem Faktor 
drei bis vier. Die in Passivhäusern verwendeten Lösungen haben sich bewährt und 
sind, wie auch aktuelle Untersuchungen zum geförderten Wohnbau in Hamburg erneut 
zeigen, sehr wirtschaftlich1. Die Gebäuderichtlinie der Europäischen Union fordert in 
Artikel 9 vom Gesetzgeber ab 2021 (öffentliche Bauten ab 2019) „Nearly Zero energy 
buildings“ (deutsche Übersetzung: „Niedrigstenergiebäude“) für alle Neubauten, wobei 
diese Anforderungen mindestens dem kostenoptimalen Niveau entsprechen müssen 
(Artikel 4). Die zahlreichen wirtschaftlich (im Vergleich zu anderen Standards) umge-
setzten Passivhäuser beweisen, dass für das Niedrigstenergiegebäude das Anforde-
rungsniveau nicht schlechter ausfallen darf2.  

Im vorliegenden Entwurf werden Anforderungen gem. § 6 ( § 10) im Wesentlichen 
an den „Gesamtenergiebedarf“ gestellt, der in § 13 ( § 15) und 15 (18) dem Jah-
resprimärenergiebedarf gleichgesetzt wird. Tatsächlich enthält der zu berechnende 

                                                 
1 S. u.a.: F+B Bauforschung: Analyse des Einflusses der energetischen Standards auf die Baukosten im öffentlich 
geförderten Wohnungsbau in Hamburg, September 2016 
2 Diese Vorgabe der Gebäuderichtlinie (Art. 4 in der EPBD) wird in dem „Grundsatz der Wirtschaftlichkeit“ (§5) 
des vorliegenden Entwurfs nicht abgebildet.  
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Primärenergiebedarf nur den nicht erneuerbaren Anteil (§ 20 ( § 22), Primärenergie-
faktoren). Dies entspricht weder der Europäischen Gebäuderichtlinie3 noch ist es sach-
gerecht: Auch in der (fast) klimaneutralen Zukunft, die unsere Neubauten noch erleben 
werden, wird kostengünstig regional verfügbare erneuerbare Energie begrenzt sein. 
Der entscheidende Lösungsbeitrag ist die Effizienz der Gebäude. 

 Das PHI empfiehlt zur Definition des Niedrigstenergiegebäudes eine 
deutliche Verschärfung der in §§ 13-17 ( §§ 15-19) definierten Anforde-
rungen, vor allem der Effizienz-Anforderung in § 14 bzw. 16 ( § 16 bzw. 
19) („Baulicher Wärmeschutz“). Statt der Begrenzung des mittleren Wär-
medurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsflä-
che H‘T sollte diese Anforderung an den Heizwärmebedarf des Gebäudes 
formuliert werden.  

2 Energetische Bilanzierung - anwendbare und zuläs-
sige Berechnungsverfahren 

Die in dem Entwurf des GEG genannten Zielsetzungen implizieren, dass der Energie-
bedarf auch korrekt berechnet wird. Bei unrealistischem Berechnungsverfahren oder 
Verwendung unpas-
sender Randbedin-
gungen können die 
avisierten Effizienz-
ziele und damit auch 
die Klimaschutzziele 
nicht erreicht werden 
(sog. “performance 
gap“).  

Ausreichend genaue 
und detaillierte Ener-
giebilanzverfahren 
sollten die Einsparpo-
tentiale der verschie-
denen Effizienzmaß-
nahmen möglichst 
umfassend und ange-
messen berücksichti-
gen können.  

                                                 
3 „Primärenergie“ ist gem 2.5 der Gebäuderichtlinie "Energie aus erneuerbaren und nicht erneuerbaren Quellen, 
die keinem Umwandlungsprozess unterzogen wurde"; 
[Feist 2001]: Stellungnahme zur Vornorm DIN 4108 Teil 6:, CEPHEUS Projektinformation Nr. 39.  
[Kah/Feist et al. 2008]: „Bewertung energetischer Anforderungen im Lichte steigender Energiepreise für die EnEV 
und die KfW-Förderung“, Ein Projekt des Forschungsprogramms „Zukunft Bau“ BMVBS und BBR 

Beispiel 1: Berücksichtigung der transparenten Bauteile im Rechenverfah-
ren 
Mit steigender Energie-Effizienz der Gebäude gewinnen die energetischen 
Eigenschaften transparenter Bauteile an Bedeutung. Die Wärmeverluste ei-
nes Niedrigstenergiegebäudes können zu gut einem Drittel durch solare Ge-
winne gedeckt werden, wobei auf die Fenster selbst dann bis zu 40% der 
Transmissionswärmeverluste entfallen. Die korrekte Berechnung dieser Ver-
luste und Gewinne durch Fenster ist daher für Niedrigstenergiegebäude un-
erlässlich. Insbesondere die nachfolgenden in den Rechenverfahren des GEG 
zulässigen Vereinfachungen sind in der Regel zu optimistisch:  

 Abminderungsfaktor für den Rahmenanteil des Fensters FF (Stan-
dardwert 70%),  

 Abminderungsfaktor für die Verschattung FS (Standardwert 90%), 
 Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizient UW des Fensters (Be-

rechnung von UW lediglich für ein Standardfensterformat).  
Diese Vereinfachungen im Rechenverfahren überschätzen in der Regel die 
verfügbare freie Wärme im Gebäude. Die Wirksamkeit von Wärmeschutz-
maßnahmen wird hierdurch deutlich unterschätzt (vgl. [Feist 2001], 
[Kah/Feist et al. 2008]).  
Zudem haben die optimistischen Werte bei der Vereinfachung zur Folge, dass 
eine genauere Berechnung mit Fenster-Komponenten höherer Qualität nicht 
zu günstigeren Rechenergebnissen führt. Damit behindert das GEG den Ein-
satz und die gezielte Entwicklung hocheffizienter Komponenten.  
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Werden wesentliche 
Einflüsse vernach-
lässigt, wird im 
Durchschnitt über 
alle Neubauten eine 
deutlich geringere 
Einsparung erreicht, 
als es mit den wirt-
schaftlich gebotenen 
Techniken möglich 
wäre, und die gezielte Entwicklung hocheffizienter Komponenten wird gehemmt. Die 
im Entwurf des GEG § 18, § 19, § 23 ( § 20, § 21, § 25) genannten und zwingend 
vorgeschriebenen Verfahren und Randbedingungen sind einseitig auf eine Norm fixiert 
und bilden die Energieeffizienz von Niedrigstenergiegebäuden nach Erkenntnissen 
des Passivhaus Instituts an entscheidenden Stellen nicht adäquat ab. Gleichzeitig wer-
den durch die Kompliziertheit, dieser jetzt gesetzlich vorgeschriebenen, Rechenver-
fahren bewährte und erfolgreiche Lösungen zusätzlich behindert. 

 

2.1 Öffnung für geeignete Berechnungsverfahren 

Zur energetischen Planung und Auslegung werden vor allem bei Nichtwohngebäuden 
des Öfteren zusätzliche Verfahren verwendet, die genauere Berechnungen oder die 
Klärung zusätzlicher Fragestellungen ermöglichen. Dies sind z.B. dynamische Simu-
lationsprogramme, die zeitaufgelöste Berechnungen zur genaueren Untersuchung des 
sommerlichen Verhaltens ermöglichen. Insbesondere für hochenergieeffiziente Ge-
bäude, wie Passivhäuser, wird ein adäquates Berechnungs-Planungstool, das 
[PHPP], verwendet, in dem besonderer Wert gelegt wird auf die genaue Identifizierung 
und korrekte Eingabe der für die Berechnung relevanten Planungsgrößen. 

Werden im Rahmen der Planung ohnehin dynamische Simulationen oder spezielle va-
lidierte Berechnungsverfahren (s.o.) eingesetzt, so muss eine zusätzliche Berechnung 
mit im GEG vorgeschriebenen Berechnungsverfahren durchgeführt werden. Die Ziel-
setzung des Klimaschutzes, die Anforderungen an die Energieeffizienz, sowie eine 
realistische Berechnung des zu erwartenden Energieverbrauchs würde das Gebäude 
auch – oder besser - mit nur einer Berechnung erfüllen. Hierfür sind normalerweise 
Öffnungsklauseln in Normen und Gesetzen vorgesehen, die eine alternative Berech-
nung, mit der die Zielsetzung genauso oder besser erreicht werden kann, vorgesehen. 

  

                                                 
[PHPP]: Passivhaus-Projektierungspaket, Version 9 (2015), Passivhaus Institut, Darmstadt 2016   

Beispiel 2: Anpassung der vordefinierten Nutzungsrandbedingungen  

Das für den Nachweis gemäß GEG(§ 23) ( § 25) zwingend vorgegebene Nut-
zungsprofil (nach DIN V 18599-10) hat zur Folge, dass manche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz nicht abgebildet werden können. So kann z.B. 
die Reduzierung der Luftmengen durch das bewährte Konzept der „gerichte-
ten Durchströmung“, welches z.B. in Kindertagesstätten und Sporthallen mit 
kontrollierter Lüftung häufig angewendet wird, nicht in Ansatz gebracht wer-
den. Die Effizienzmaßnahme der maschinellen Lüftung mit Wärmerückge-
winnung verliert so an Attraktivität. Um Optimierungspotentiale entspre-
chend ausschöpfen zu können, sollten daher Abweichungen vom Standard-
nutzungsprofil an definierten Stellen möglich sein.  
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 Empfehlung: § 31 ( § 33) sollte um eine erweiterte, grundlegende Öff-

nungsklausel erweitert werden, das die alternative Berechnung, z.B. mit 
dynamischer Gebäudesimulation oder (für die Anwendungssituation bes-
ser angepassten) validierten Berechnungs- und Planungsverfahren, aus-
drücklich erlaubt, sofern damit die Ziele des Gesetzes erfüllt werden.  

 

2.2 Anforderungssystematik: Gebäudereferenzverfahren zur Er-
mittlung des zulässigen Jahres-Primärenergiebedarfs 

Zur Ermittlung des zulässigen Jahres-Primärenergiebedarfs und des baulichen Wär-
meschutzes wird das Gebäudereferenzverfahren angewendet (§ 13&14/Anlage1 ( 
§ 15/Anlage1), sowie § 15&16/Anlage2 (§ 18, Absatz 1/Anlage2)). Damit werden die 
energetischen Anforderungen an das Gebäude anhand des einmal gewählten archi-
tektonischen Entwurfs bestimmt. So werden allerdings eingeführte erfolgreiche Metho-
den des energieeffizienten Bauens und Optimierung des Gebäudeentwurfs, nicht ge-
würdigt, denn mit der energetischen Verbesserungen des Entwurf sinkt auch gleich-
zeitig der Anforderungswert. Dies kann dazu führen, dass für Gebäude mit nahezu 
gleichem Raumangebot und gleicher Nutzung deutlich unterschiedliche Primärener-
gieanforderungen gelten.  

Erprobte Energieeinspar-Potentiale mit einer Optimierung des Gebäudeentwurfs, wel-
che den Heizwärmebedarf oder die Tageslichtnutzung verbessern könnten, sind im 
Gebäudereferenzverfahren unwirksam. Ein wesentlicher Anreiz, diese bewährten oft-
mals kostengünstigen architektonischen Mittel des energieeffizienten Bauens einzu-
setzen und weiter zu entwickeln, entfällt.  

 Empfehlung: Anforderungswerte sollten gebäudeunabhängig festgelegt 
werden, oder es sollte zumindest eine alternative Systematik erlaubt wer-
den, mit der die Ziele der Verordnung ebenfalls erreicht werden können. 

 

 

 

Darmstadt, den 1 Februar 2017  
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